
Protokoll der öffentlichen Gemeinderatsitzung vom 26. Oktober 2010 

Tagesordnung, öffentlicher Teil 

1. Fragen der Einwohner 

2. Beratung und Beschlussfassung des Forstbetriebsplans 2011 

3. Sanierung Sanitärbereich Mehrzweckhalle Hüffenhardt; Auftragsvergaben 

4. Haushalt 2010; Beratung und Beschlussfassung über die 1. Nachtragssatzung 2010 

5. Grundsatzbeschluss über die Einführung einer gesplitteten Abwassergebühr (Schmutz- 

und Niederschlagswassergebühr) 

6. Abrechnung der dritten Bauabschnitte der Baugebiete „Am Berg" und „Hälde" 
7. Einrichtung Familienzentrum Keltergasse 14, 

Vergabeentscheidung Einrichtung Küche 

8. Bekanntgabe nichtöffentlicher Beschlüsse aus der Sitzung vom 28. September 2010 

9. Informationen, Anfragen, Verschiedenes 

10. Fragen der Einwohner 

 

Vor Eintritt in die Tagesordnung wird Tagesordnungspunkt 7 der Einladung als TOP 3 vorgezogen. Die 

nachfolgenden Punkte verschieben sich entsprechend. 

 

zu Punkt 1 

Seitens der Zuhörer werden keine Fragen gestellt. 

 

zu Punkt 2 

Bürgermeister Neff begrüßt zu diesem Tagesordnungspunkt Forstdirektor Hellmann und Förster Winter-

bauer von der Forstbetriebsleitung Schwarzach. 

Der Vorsitzende führt zunächst aus, dass der Forstbetriebsplan gem. § 51 Abs. 2 Landeswaldgesetz in 

Verbindung mit den Bestimmungen der Gemeindeordnung durch den Gemeinderat zu beschließen ist. 

Die Forstbetriebsleitung Schwarzach hat den Forstbetriebsplan (Anlage 1) aufgestellt und zur Beschluss-

fassung vorgelegt. 

Die Planung geht von einem Gesamteinschlag von rund 3.450 Festmeter im Forstwirtschaftsjahr 2011 
aus (Hiebssatz It. Forsteinrichtung: Ø 3.350 Festmeter). 

Die Holzeinschläge sind in folgenden Abteilungen geplant: 

Abteilung 5/01 (Pfaffenloch)     400 Efm 

Abteilung 5/10 (Krummebirke)     650 Efm 

Abteilung 5/12 (Hanauer Stutz)     130 Efm 

Abteilung 5/14 (Sommerrain)     700 Efm 

Abteilung 5/17 (Schlag)      500 Efm 

Abteilung 5/22 (Häldenwald)     600 Efm 

Distrikt 2 (Hinterer Mühlwald)    200 Efm 

Distrikt 7 (Wildung)     170 Efm 
Distrikt 9 (Herlenwald)     100 Efm 

Gesamt:    3.450 Efm 

 



Daraus sowie aus der weiteren Betriebsplanung resultierend ist ein Überschuss aus der Waldwirtschaft in 

Höhe von 35.000 € zu erwarten. 

Der Leitende Fachbeamte der unteren Forstbehörde - Forstbetriebsleitung Schwarzach- Forstdirektor 

Hellmann, erläutert die Planung im Anschluss entsprechend Anlage 2 im Detail. Dabei geht er auch auf 

den Abschluss des noch laufenden Forstwirtschaftsjahres und des abgeschlossenen Jahres 2009 ein. Ins-

besondere weist er darauf hin, dass der aufgrund der Wirtschaftskrise vorsichtig kalkulierte Überschuss 

von 25.050 € mit einem tatsächlichen Ergebnis von 123.086 € deutlich überschritten werden konnte. 

Auch für 2010 ist gegenüber dem Planergebnis von 2.530 € mit einem wesentlich besseren Ergebnis zu 

rechnen. Erwartet wird ein Überschuss von 71.250 €. Die Einschlagsmengen entsprachen in beiden Jah-
ren fast genau dem in der Forsteinrichtung festgesetzten Hiebssatz von 3.350 Efm. Begründet sind die 

sehr guten Ergebnisse insbesondere durch die unerwartet große Nachfrage und die höheren Marktpreise 

sowie den flexiblen Einsatz des Waldteams auch in anderen Gemeinden. 

Im Anschluss stellt Forstrevierleiter Winterbauer die geplanten Hiebe vor. 

Abschließend sind die Brennholzpreise Beratungsgegenstand. Bürgermeister Neff schlägt vor, die Gab-

holzpreise mit 58 € für zwei Ster unverändert zu belassen, da die Aufbereitungskosten dadurch gedeckt 

sind, hingegen der Brennholzpreis pro Ster auf 55,- € anzuheben ist. Die Preise für Hartholz sollten an 

den derzeitigen Marktpreis angepasst und mit 50 € / Fm festgelegt werden. Der bisher schon gewährte 

Nachlass für Einheimische Käufer sollte mit 7% Abschlag begrenzt auf höchstens 15 Fm Eigenbedarfs-

menge beibehalten werden. 

Umfassend informiert, fasst das Gremium folgenden 

Beschluss 

Der Gemeinderat beschließt den Forstbetriebsplan 2011 sowie die genannten Preisfestlegungen. 

- einstimmig - 

 

zu Punkt 3 

Bürgermeister Neff begrüßt zu diesem Tagesordnungspunkt Ortsbaumeister Hahn und erteilt zunächst 

Hauptamtsleiterin Philipp das Wort. 

Diese führt aus, dass die Arbeiten für die Sanierung des Sanitärbereichs in der Hüffenhardter Mehr-

zweckhalle von der Verwaltung als freihändige Vergaben ausgeschrieben wurden. Am 18. Oktober 2010 
fand die Submission der eingegangenen Angebote statt. Die Submissionsergebnisse sowie die geprüften 

Angebotssummen erläutert sie entsprechend Anlage 3. 

Da hinsichtlich der Eignung und Leistungsfähigkeit des jeweils günstigsten wertbaren Bieters keine Be-

denken bestehen und die Angebote unter Berücksichtigung aller technischen und wirtschaftlichen Ge-

sichtspunkte die wirtschaftlichsten sind, schlägt Frau Philipp vor, den Auftrag für das jeweilige Gewerk an 

den jeweils günstigsten Bieter zur Angebotssumme zu vergeben. 

Ausschlussgründe für die nicht wertbaren Angebote sind jeweils in der Anlage vermerkt. 

Die Vergabesummen belaufen sich insgesamt auf  40.663,35 €. Der in der Kostenberechnung ermittelte 

Aufwand kann damit, so Philipp weiter, eingehalten werden. 

Ortsbaumeister Hahn erläutert die Ausführungsdetails der einzelnen Gewerke. 

Nach Klärung einzelner Rückfragen fasst das Gremium folgenden 

  



Beschluss 

Der Gemeinderat beschließt die Vergabe der o.g. Arbeiten im Rahmen der Sanierung des Sanitärbereichs 

in der Mehrzweckhalle Hüffenhardt an den jeweils günstigsten Bieter zu den in der Anlage genannten 

Auftragssummen. 

- einstimmig - 

 

zu Punkt 4: 

Zu diesem wie auch zu dem folgenden Tagesordnungspunkt begrüßt der Vorsitzende Kämmerer Zipf. BM 

Neff führt eingangs aus, dass der Gemeinderat in seiner Sitzung vom 21.04.2010 den Haushaltsplan mit 
Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2010 beschlossen hat. Seither haben sich Veränderungen und 

Verschiebungen, sowohl auf der Einnahmen-, als auch auf der Ausgabenseite ergeben, die vor Ende des 

Haushaltsjahres im Rahmen des vorliegenden Nachtragsplans in den bestehenden Haushaltsplan einge-

arbeitet wurden. 

Zur Nachtragssatzung mit Nachtragsplan und Erläuterungsbericht (Anlage 4) nimmt Kämmerer Zipf ent-

sprechend Anlage 5 im Detail Stellung. Insbesondere hebt er hervor, dass sich aufgrund der beginnenden 

Erholung der gesamtwirtschaftlichen Lage die umgekehrte Zuführung vom Vermögens- zum Verwal-

tungshaushalt um rd. 35.000 € auf rd. 183.000 € reduzieren wird. Im Vermögenshaushalt sind keine neu-

en Investitionsmaßnahmen enthalten. Die Schuldentilgung kann planmäßig erfolgen. 

Nach einer kurzen Aussprache fasst das Gremium folgenden 

Beschluss 

Der Gemeinderat beschließt die in der Anlage beigefügte 1. Nachtragssatzung für das Haushaltsjahr 

2010. 

- einstimmig - 

 

zu Punkt 5: 

BM Neff und Kämmerer Zipf erläutern nachfolgende Sachverhalte: 

Bisherige Gebührenerhebung im Abwasserbereich 

Zur Ermittlung der Abwassergebühr, wurde bisher der über den Wasserzähler für ein Grundstück ermit-

telte Frischwasserverbrauch als angefallene Abwassermenge herangezogen. Die Gebührenveranlagung 
erfolgte also nach dem sogenannten Frischwassermaßstab. Sowohl das in den Kanal eingeleitete 

Schmutzwasser, als auch das über die Dach- und befestigten Hofflächen in die Kanalisation einfließende 

Niederschlagswasser wurden über eine gemeinsame Abwassergebühr vom Grundstückseigentümer er-

hoben. 

Die jährlich den Grundstückseigentümern zugegangenen Gebührenbescheide („Wasserrechnungen") 

enthielten zum einen die Wassergebühr (1,50 €/m³ zzgl. MwSt) und die Abwassergebühr (2,30 €/m³). 

Nach dem am 11.03.2010 vom Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg (VGH) ergangenen Urteil 

dürfen die Gemeinden bei der Berechnung der Abwassergebühren nicht mehr diesen einheitlichen 

Frischwassermaßstab zugrunde legen. 

Urteil des Verwaltungsgerichtshofs Baden-Württemberg 

Der VGH hatte über eine Gebührenveranlagung aus dem Jahr 2000, die nach dem Frischwassermaßstab 

durchgeführt wurde, zu entscheiden. Er kam dabei im o.g. Urteil vom 11.03.2010 zur Ansicht, dass der 



Frischwassermaßstab angesichts der heutigen Wohn- und Lebensgewohnheiten in aller Regel gegen den 

Gleichheitssatz in Artikel 3 des Grundgesetzes und gegen das Äquivalenzprinzip verstößt. 

Dabei ist das Äquivalenzprinzip Ausdruck des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit und besagt, dass die 

Gebühr nicht in einem Missverhältnis zu der von der Gemeinde erbrachten Leistung stehen darf. Die Be-

nutzungsgebühr muss nach dem Umfang der Benutzung bemessen werden. Für den Gleichheitssatz gilt, 

dass bei gleichartig beschaffenen Leistungen die Gebührenmaßstäbe so zu wählen und zu staffeln sind, 

dass sie dem unterschiedlichen Ausmaß der erbrachten Leistungen Rechnung tragen, damit die verhält-

nismäßige Gleichheit unter den Gebührenschuldnern gewahrt bleibt. 

Diesen Grundsätzen kann der Frischwassermaßstab bei der Berechnung der Abwassergebühr nach An-
sicht des VGH nicht gerecht werden. Hinsichtlich des Schmutzwassers trifft es unzweifelhaft zu, dass die 

auf einem Grundstück bezogene Frischwassermenge im Regelfall in einem ungefähr gleichen Verhältnis 

zur Menge des anfallenden Abwassers steht. Allerdings kann dies beim Niederschlagswasser nicht gesagt 

werden, weil der Frischwassermaßstab keinen verlässlichen Rückschluss darauf erlaubt, wie viel Nieder-

schlagswasser von dem betreffenden Grundstück der öffentlichen Kanalisation zugeführt wird. Der 

Frischwasserverbrauch ist bei Wohnbebauung personen- und bei Gewerbegrundstücken produktionsab-

hängig. Die Menge des eingeleiteten Niederschlagswassers aber ist von der Größe des Grundstücks so-

wie der Oberflächengestaltung abhängig. Ein verlässlicher Zusammenhang zwischen Frischwasserbezug 

eines Grundstücks und der von diesem Grundstück zu entsorgenden Niederschlagswassermenge besteht 

in aller Regel nicht. 

Für die Gemeinden hat dies zur Konsequenz, dass künftig die Abwassergebühr getrennt nach einer Ge-

bühr für Schmutzwasser und einer Gebühr für Regenwasser berechnet werden muss. Davon betroffen 

sind praktisch alle Gemeinden in Baden-Württemberg. Auf die Gemeinden kommt damit, auch nach Auf-

fassung des Gemeindetags, ein immenser Verwaltungsaufwand zu. 

 

Kalkulation der gesplitteten Abwassergebühr 

a) Schmutzwassergebühr 

Für die Kalkulation und Berechnung der Schmutzwassergebühr wird nach wie vor der Frischwassermaß-

stab zur Anwendung kommen. Lediglich bei der Ermittlung der gebührenfähigen Kosten werden die die 

Niederschlagswasserbeseitigung betreffenden Kosten nicht berücksichtigt, da diese für die Berechnung 
der Niederschlagswassergebühr angesetzt werden. 

b) Niederschlagswassergebühr 

Zur Ermittlung der Niederschlagswassergebühr ist das auf dem Grundstück anfallende Niederschlagswas-

ser, das in die Kanalisation eingeleitet wird, ausschlaggebend. Zur Berechnung und Bewertung des Befes-

tigungsgrades bzw. der Einleitungsmenge kommen im Wesentlichen zwei Maßstabsvarianten in Be-

tracht, die nachfolgend kurz beschrieben werden. 

Maßstabsvarianten bei der Gebührenerhebung 

1. Gebührenbemessung nach der tatsächlich angeschlossenen und versiegelten Grundstücksfläche 

Hier werden die auf einem Grundstück vorhandenen versiegelten Flächen, also z.B. die Dach- und die 

gepflasterten Hofflächen, deren Befestigungsumfang, der Befestigungsgrad und die Anschlusssituation 
erfasst, dies ist mittels einer Auswertung der Flächen aus Luftbildern entweder durch eine Befliegung des 

Gemeindegebiets oder eventuell durch die Verwendung geeigneter Orthophotos möglich und stellt die 

genaueste und somit rechtssicherste Flächenerhebung dar. Die so gewonnenen Daten werden über ein 

Versiegelungskataster verwaltet und regelmäßig fortgeschrieben. 



Die erstmalige Datenerfassung erfordert dabei allerdings einen erheblichen Aufwand, wobei sich dieser 

aber aufgrund der dadurch gewonnenen Rechtssicherheit für die erforderliche Kalkulation auf jeden Fall 

auszahlt. 

Konkret gibt es folgende Erhebungsmethode zur Feststellung der versiegelten und angeschlossenen Flä-

chen: 

-           Selbstauskunft 

-           Begehung mit dem Eigentümer 

-           Terrestrische Vermessung 

-           digitale Auswertung aus den Luftbildern 

2. Gebührenbemessung nach Gebietsabflussbeiwerten („Bayrisches Modell") 

Nach diesem Modell wird die Grundstücksfläche mit einem Abflussbeiwert multipliziert, der satzungs-

rechtlich in einer Gebietsabflusswertekarte geregelt wird. Dazu wird das Gemeindegebiet in unterschied-

liche Zonen eingeteilt, für die gebietsbezogene Abflussbeiwerte festgelegt werden. Hier besteht aller-

dings für jeden Grundstückseigentümer die Möglichkeit, den aus dieser Abflusswertekarte vermutete Be-

festigungs- bzw. Anschlussgrad zu widerlegen. 

Es ist hier zwar das Erhebungsverfahren wesentlich einfacher als beim „Flächenmaßstab", wobei aber 

der tatsächliche Verwaltungsaufwand davon abhängig ist, in welchem Umfang von den Grundstücksei-

gentümern „Änderungsanträge" gestellt werden. 

Zudem bestehen hinsichtlich dieser Veranlagungspraxis auf der Grundlage von Gebietsabflussbeiwerten 
schon verschiedentlich Zulässigkeitsbedenken, da dadurch eine grundstücksbezogene Ermittlung ver-

mieden und über typisierte Gebiete bzw. Gebietsteile eine vereinfachte Veranlagung ermöglicht werden 

soll. Gerade auch im Hinblick darauf, dass der VGH in seinem Urteil auf die Uneinheitlichkeit der Haus-

haltsgrößen im Ein- und Zweifamilienhausbereich hinweist und darauf zentral die Argumentation gegen 

die Zulässigkeit einer einheitlichen Abwassergebühr aufbaut, besteht im Vergleich zum Flächenmaßstab 

eine erhebliche Rechtsunsicherheit. 

Auswahl einer Maßstabsvariante 

Aufgrund der Vorgabe, dass die für die anstehende Veranlagung der Abwassergebühren getrennt nach 

einer Schmutzwasser- und einer Niederschlagswassergebühr ausgewählte Methode auch für die zukünf-

tigen Veranlagungen der Gemeinde die höchste Rechtssicherheit gewährleisten soll, schlägt die Verwal-
tung vor, trotz des höheren Aufwands die Gebührenbemessung nach der tatsächlich angeschlossenen 

und versiegelten Grundstücksfläche durchzuführen. 

Bezüglich der Erhebungsmethoden wird angestrebt eine einheitliche Lösung mit den Sprengelgemeinden 

„Links des Neckars" zu finden. In der Bürgermeistersprengel-Sitzung am 09.09.2010 hat man sich auf die 

rechtssichere aber aufwendigere Gebührenbemessung nach der tatsächlich angeschlossenen und versie-

gelten Grundstücksfläche auf Basis einer interkommunalen Befliegung geeinigt. 

Weiteres Vorgehen 

Die bisherige Vorgehensweise erfolgte in enger Abstimmung der Gemeinden des Sprengels. Grund dafür 

ist, dass versucht werden sollte, eine einvernehmliche Gebührenberechnung in den Nachbargemeinden 

zu finden. 

Die Schwierigkeit der Befliegung, Auswertung der Daten, Bürger-Informationsveranstaltungen und letzt-

lich der Kalkulation der neuen Abwassergebühren liegt, insbesondere bedingt durch die hohe Auslastung 

der Fachbüros, im zeitlichen Bereich für das Gesamtprojekt. Im Übrigen ist auch das Zeitfenster für eine 

aussagekräftige Befliegung sehr eng. Ziel ist es, eine Befliegung durch das Landesamt für Geoinformation 



im Frühjahr 2011 durchführen zu lassen. Eine entsprechende Beauftragung wurde bereits Ende Septem-

ber 2010 erteilt. Die Verwaltung geht derzeit davon aus, dass eine 2. Befliegung nicht notwendig wird. 

Aufgrund der hohen Auslastungen der Büros soll ein einheitlicher Rahmenvertrag für die Gemeinden 

Hüffenhardt, Haßmersheim, Schwarzach, Aglasterhausen, Neunkirchen und Obrigheim, der alle Leistun-

gen bis zur neuen Gebührenkalkulation umfasst, abgeschlossen werden. Aufgrund der Komplexität wird 

die Beauftragung unterschiedlicher Büros für Befliegung, Auswertung und Gebührenkalkulation notwen-

dig sein. Um die Schnittstellenproblematik unter den Büros zu umgehen, sollen die Verträge nur mit ei-

nem Unternehmen erfolgen, welches dann die Aufgaben der anderen Büros als Subunternehmer beauf-

tragt. 

Aufgrund des Urteils, das durch die Gemeinden ohne irgendeine Übergangsfrist umzusetzen ist, ist Hand-

lungsbedarf geboten. Die Verwaltung wird von Fachbüros Angebote für die notwendige Gebührenum-

stellung einholen. Eine entsprechende Beauftragung soll in der nächsten Sitzung erfolgen. 

Nach reger Diskussion fasst das Gremium folgenden 

Beschluss 

Der Gemeinderat nimmt Kenntnis von der durch das Urteil des VGH Baden- Württemberg notwendig 

gewordenen Änderung der Abwassergebührenveranlagung. 

Die Gebührenbemessung soll dabei nach der tatsächlich angeschlossenen und versiegelten Grundstücks-

fläche durchgeführt werden. 

Die Verwaltung wird beauftragt, Angebote für die Durchführung der notwendigen Kalkulationen und 
Luftbildauswertungen zur Ermittlung der versiegelten Fläche einzuholen. 

- 9 Zustimmungen, 3 Gegenstimmen - 

 

zu Punkt 6: 

Frau Philipp führt aus, dass zwischenzeitlich alle Rechnungen für die Erschließung des jeweils dritten 

Bauabschnittes der Baugebiete „Am Berg" und „Hälde" vorliegen. 

Die reinen Baukosten (ohne Grunderwerbs-, Verwaltungs- und Finanzierungskosten) erläutert sie anhand 

der nachstehenden Tabelle. 

Abrechnung   Am Berg BA III   Hälde BA III 

Kanalisation   126.295,77 €   44.366,70 € 
Straßenbau   202.219,32 €   66.098,63 € 

Vermessung     24.804,61 €     8.381,25 € 

Straßenbeleuchtung    27.868,46 €     8.918,56 € 

Honorare     40.155,41 €   21.146,07 € 

Sonstiges           374,20 €         364,83 € 

reine Erschließungskosten 421.717,77 €   149.276,04 € 

Sie führt weiter aus, dass anhand dieser Zahlen die Kalkulation der Bauplatzpreise für die Baugebiete 

überarbeitet wurde. Angesichts der Ergebnisse der Kalkulationen und in Anbetracht der Lage auf dem 

Immobilienmarkt schlägt sie vor, die in der Gemeinderatssitzung am 14. Oktober 2008 mit 82 €/qm ohne 

Wasserversorgungsbeitrag bzw. 87 €/qm inkl. Wasserversorgungsbeitrag festgelegten Bauplatzpreise 
auch für die Verkäufe in 2011 unverändert zu Grunde zu legen. 

Ergänzend fügt sie hinzu, dass entsprechend den Vergabe- und Förderrichtlinien zum Verkauf gemeinde-

eigener Baugrundstücke auf den festgelegten Preis ein Abschlag von 5 €/qm für jedes Kind unter 16 Jah-

ren und für jedes Kind, das innerhalb von fünf Jahren nach dem Erwerb eines Baugrundstücks geboren 



wird, gewährt wird. Bei einem Verkauf an Auswärtige erhöht sich der Quadratmeterpreis um einen Infra-

strukturzuschlag von 15 €. 

Beschluss 

Der Gemeinderat nimmt die  Abrechnungen zur Kenntnis. 

- einstimmig - 

 

zu Punkt 7: 

Hauptamtsleiterin Philipp führt eingangs aus, dass im Zuge der Einrichtung des Familienbildungszent-

rums im Gebäude Keltergasse 14 eine Küchenzeile eingebaut werden sollte. Da die Ausgaben nicht in der 
Kostenberechnung berücksichtigt sind, müssen diese im Wege einer überplanmäßigen Ausgabe getätigt 

werden. 

Für die Küche wurden die in Anlage 6 dargestellten Angebote eingeholt. Alle Angebote umfassen neben 

den Einbauschränken Geschirrspüler und Kühlschrank und verstehen sich inkl. MWST und Montage. Die 

Ausführung als „U-Form" beinhaltet ferner einen Herd, Kochfeld und Dunstabzug sowie weitere Einbau-

schränke. 

Angesichts der angespannten Haushaltssituation und der projektierten späteren Nutzung des Gebäudes 

hält die Verwaltung den Einbau einer Küche in „L-Form" ohne Herd für ausreichend und schlägt daher 

vor, die Firma Geiß, Eschelbronn, als günstigsten Bieter mit der Lieferung und Montage zu beauftragen. 

Dieser Vorschlag wird ebenso wie die Notwendigkeit eines Geschirrspülers vom Gremium rege diskutiert. 
Nach Abschluss der Diskussion spricht man sich für die Beschaffung einer Küche ohne Herd aus, es sollte 

aber eine Induktionskochplatte zur Verfügung gestellt werden. 

Beschluss 

Der Gemeinderat beauftragt die Firma Geiß, Eschelbronn, mit der Lieferung und Montage der angebote-

nen Küche in L-Form ohne Herd zum Angebotspreis von 2.600 € und genehmigt die entsprechende über-

planmäßige Ausgabe. Zusätzlich soll die Kücheneinrichtung um eine Induktionskochplatte ergänzt wer-

den. 

- 9 Zustimmungen, 2 Gegenstimmen, 1 Enthaltung - 

 

zu Punkt 8: 

Bürgermeister Neff gibt bekannt, dass das Gremium in der nichtöffentlichen Sitzung am 28. September 

2010 einem Stundungsantrag über Gewerbesteuernachzahlungen zugestimmt hat. 

 

zu Punkt 9: 

Der Vorsitzende informiert das Gremium wie folgt: 

• Zwischenzeitlich konnten die Arbeiten zum Abbruch des Anwesens Lindenstr. 33, Kälbertshausen, an 

die Firma Leis, Walldürn, zur Angebotssumme von 53.569,22 € vergeben werden. Diese Woche wurden 

bereits Ziegel durch den Bauhof abgedeckt. 

• Zur Behebung von Kabelfehlern der Telekom musste der neue Fahrbahnbelag in der Gartenstraße auf-

gegraben werden. Ärgerlich ist dies insbesondere vor dem Hintergrund, dass die Telekom während der 
Baumaßnahme zur Prüfung bzw. Erneuerung der Kabel aufgefordert worden war. 

• Der Wirtschaftsweg Milbensee konnte als gelungene Kooperationsmaßnahme der Gemeinden Hüffen-

hardt und Siegelsbach zwischenzeitlich fertig gestellt werden.  



 

Aus dem Gremium kommen keine Anfragen an den Bürgermeister. 

 

zu Punkt 10: 

Zum Ende der Sitzung kann Bürgermeister Neff einige Fragen der Zuhörer im Zusammenhang mit der Ein-

führung der gesplitteten Abwassergebühr beantworten. 


